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Jedes politische System ist auf Vermittlung angewiesen. Dabei spielen Interes-
senverbände eine zentrale Rolle. Parallel zu den nationalen Verbandsorganisa-
tionen haben sich auch auf europäischer Ebene Zusammenschlüsse organisiert.
Dabei ist zu fragen, ob das Verbandssystem auf dieser Ebene ebenso entwickelt
und in der Lage ist, die jeweiligen Interessen an die Entscheidungsträger der EG
heranzutragen und wiederum selbst die Entscheidungen des politischen Systems
Europäische Gemeinschaft zu vermitteln.

Ausschuß der berufsständischen landwirtschaftlichen Organisationen der EG
(COPA)1

Im Zusammenhang mit dem Delors-Paket standen sowohl im Rat der Landwirt-
schaftsminister als auch auf Gipfel-Ebene grundlegende agrarpolitische Entschei-
dungen zur Diskussion2. Der Euro-Verband COPA, in dem die landwirtschaft-
lichen Dachverbände der EG-Mitgliedstaaten vertreten sind und der somit zwölf
Millionen Landwirte in Brüssel vertritt, konzentrierte sich auf die Preisbeschlüs-
se und die Gipfeltreffen in Kopenhagen und Brüssel. Besonders interessant ist in
diesem Jahr, wie gerade der transnationale Verbandszusammenschluß auf den
vorhandenen Reformdruck reagierte und inwieweit übergeordnete Ziele der Ge-
meinschaft wie die Einheitliche Europäische Akte und die Vollendung des Bin-
nenmarkts Auswirkungen auf die Arbeit eines solchen Verbandszusammen-
schlusses haben.

Diskussion über die Agrarpreise 1987/88

Die Kommissionsvorschläge über die Preise und die flankierenden Maßnah-
men für das Wirtschaftsjahr 1987/88 wurden von COPA und COGECA3 - wie
fast jedes Jahr - als unannehmbar abgelehnt4. Mit diesen Vorschlägen würden die
Marktstützungsmechanismen als wichtiger Eckpfeiler der Gemeinsamen Agrar-
politik „total" untergraben. Dies zusammen mit der Minusrunde für die Preise
und der Ausweitung und Verschärfung des Systems der garantierten Höchstmen-
gen (insbesondere für Olivenöl und Frischtomaten) würde nach Schätzungen der
COPA eine Verringerung der Erzeugererlöse - je nach betroffenem Produkt -
um 10-40% zur Folge haben. Die landwirtschaftlichen Dachorganisationen blie-
ben aber in diesem Jahr nicht bei dieser Kritik stehen und setzten den Kommis-
sionsvorschlägen auch keine Forderungen nach saftigen Preiserhöhungen entge-
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gen. Sie konnten sich darauf einigen, die Verlängerung der geltenden Preise (al-
so: Nullrunde!) unter gewissen Bedingungen zu akzeptieren. Zu diesen Bedin-
gungen gehört, daß die Marktstützungsmechanismen nicht weiter aufgeweicht
werden, ein Absatzprogramm für die bestehenden Lagerbestände durchgeführt
wird, konkrete Maßnahmen zur Herstellung des Marktgleichgewichts (Sicher-
stellung der Gemeinschaftspräferenz, Förderung defizitärer Produktionsalterna-
tiven etc.) ergriffen werden und die Marktstrukturpolitik finanziell erheblich ver-
stärkt wird.

Sich unter gewissen Voraussetzungen mit einer Nullrunde zufrieden zu geben,
stellt einen wichtigen Einschnitt dar. Gerade die COPA-Mitglieder der südlichen
EG-Staaten waren hier bisher zu keinen Kompromissen bereit. Zwei Elemente
spielten dabei eine Rolle: einmal war der Reformdruck im Agrarbereich sehr
groß, zum anderen aber der Wunsch vorhanden, auf der transnationalen Ebene
ein einigermaßen tragfähiges Konzept den Kommissionsvorschlägen entgegenzu-
setzen. Dieses Konzept wurde dann auf der nationalen Ebene je nach den dort
vorherrschenden Besonderheiten weiter nuanciert. Der Deutsche Bauernver-
band (DB V) stellte vor allem die negativen Auswirkungen beim Abbau des Wäh-
rungsausgleichs in den Mittelpunkt seiner Forderungen nach einem harten Ver-
handlungsstil seitens der deutschen Bundesregierung und machte in verschiede-
nen Protestaktionen deutlich, daß die deutschen Landwirte zu keinen weiteren
Einkommenseinbußen bereit seien5. Die französischen Landwirte setzten auf den
Erhalt der Marktordnungen in ihrer ursprünglichen Form und forderten ihre Re-
gierung auf, sich für einen Abbau des Grenzausgleichs einzusetzen, um dadurch
bessere Exportchancen für ihre Produkte zu gewinnen. Von den am 1. Juli gefaß-
ten Preisbeschlüssen des Ministerrats zeigte sich COPA dann enttäuscht: ,,Diese
Beschlüsse sind lediglich eine Fortsetzung der seit einigen Jahren von der Ge-
meinschaft betriebenen, einseitig die EG-Erzeuger bestrafenden Politik. Trotz
einiger Verbesserungen im Vergleich zu den ursprünglichen Vorschlägen der
Kommission, die dank koordinierter Aktionen von COPA, COGECA und deren
Mitgliedsorganisationen erreicht wurden, sind sie dennoch für die Landwirte und
ihre Genossenschaften weiterhin sehr negativ."6

Vorbereitung des Gipfeltreffens in Kopenhagen
Mit diesen Preisbeschlüssen war aber keineswegs Ruhe in die Agrarpolitik ein-

gekehrt, da die Kommission zur Vorbereitung des Gipfels in Kopenhagen am 4.
und 5. Dezember bereits Anfang August ihre „Bilanz der Maßnahmen zur
Steuerung der Agrarmärkte und Perspektiven der Gemeinsamen Agrarpolitik"
vorlegte. Schwerpunkt des Kommissionspapiers war es, durch gewisse „Haus-
haltsstabilisatoren" die ausufernden Kosten für die Gemeinsame Agrarpolitik in
den Griff zu bekommen und die Neuordnung der EG-Finanzen zu erleichtern. Es
ging dabei um die Ausweitung des Garantieschwellenprinzips auf andere Märkte,
um zusätzliche Einschränkungen der Interventionsgarantien und eine Erweite-
rung der Kompetenzen der Kommission bei der Marktverwaltung.
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Die Kommissionsvorschläge wurden von den landwirtschaftlichen Verbänden
in einer gemeinsamen COPA-Stellungnahme einhellig abgelehnt7. Kritisiert wur-
de vor allem, daß die Kommission die derzeitigen Probleme in der Agrarpolitik
im wesentlichen unter dem Blickwinkel des Budgets und der Überproduktion an-
geht: „Die von der EG-Kommission vorgeschlagenen ,budgetären Stabilisato-
ren' sind ein weiterer Schritt in Richtung auf den Abbau der Marktstützungsme-
chanismen, die einen Eckpfeiler der Gemeinsamen Agrarpolitik darstel-
len . . ."8.

Starke Vorbehalte wurden auch gegenüber einer Kompetenzausweitung der
Kommission im Bereich der Marktverwaltung geäußert, dafür soll ausschließlich
der Ministerrat als politisches Organ' zuständig sein. Die Einflußmöglichkeiten
auf den Ministerrat werden offenbar als wesentlich günstiger eingeschätzt, vor al-
lem weil hier auch auf der nationalen Ebene Druck ausgeübt werden kann. Es
überrascht dennoch, daß gerade der transnationale Verbandszusammenschluß
COPA sich wiederholt gegen eine Kompetenzausweitung der Kommission in die-
sem Fall ausspricht, gleichzeitig aber immer wieder die Förderung des europä-
ischen Einigungsprozesses betont: „COPA und die Mitgliedsorganisationen, die
zwölf Millionen Landwirte vertreten, bekräftigen, daß sie dem Integrationspro-
zeß im Hinblick auf ein vereintes Europa fest verbunden sind. Sie unterstützen
daher die Ziele, die im Rahmen der Einheitlichen Akte festgesetzt sind."9

Im Anschluß an diese Kritik der Kommissionsvorschläge wurde dann das be-
reits bekannte COPA-Konzept10 mit den beiden Schwerpunkten Herstellung ei-
nes dauerhaften Marktgleichgewichts - Stichwort: kohärente Preispolitik - und
Herstellung eines besseren sektoralen und regionalen Gleichgewichts vorgestellt.
Neu ist darin folgende Ankündigung: „Bei Erfüllung dieser Bedingungen wären
COPA und COGECA in Konzertierung mit den Gemeinschaftsinstanzen bereit,
die Durchführung von Maßnahmen wie mengenmäßige Beherrschung der Pro-
duktion (Flächenstillegung, Mengenbegrenzungen, Extensivierung usw.), finan-
zielle Mitverantwortung, Preiseinwirkung usw. in Sektoren, wo die Gemein-
schaftsproduktion die interne und externe Nachfrage übersteigt, in Betracht zu
ziehen."11

Unter bestimmten Voraussetzungen ist man also zu Preisreduktionen und an-
deren Maßnahmen der Produktionsdrosselung bereit. Ebenfalls im Vorfeld des
Kopenhagener Gipfels ist eine Stellungnahme zur Reform der Strukturfonds ent-
standen12. Die Forderung der Kommission nach einer Verdopplung der finanziel-
len Ressourcen zwischen 1987 und 1992 wurde begrüßt und unterstützt. Besonde-
rer Wert wurde in der Stellungnahme darauf gelegt, daß die Strukturpolitik im
Sinne einer größeren Homogenität innerhalb der Landwirtschaft und den einzel-
nen Regionen der Gemeinschaft „prioritär auf die Bedürfnisse der benachteilig-
ten Landwirte in der Gemeinschaft abgestellt werden"13. COPA plädiert dafür,
Mitgliedstaaten mit begrenzten finanziellen Ressourcen zu helfen und einen
Schlüssel für den EG-Haushalt anzuwenden, der sich am BSP pro Kopf orien-
tiert. Dieser Teil der COPA-Stellungnahme geht eindeutig auf die Wünsche und
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Forderungen der südlichen Mitgliedsorganisationen von COPA zurück, insbe-
sondere den neu hinzugekommenen griechischen, spanischen und portugiesi-
schen Verbänden, und ist als wichtiges Zugeständnis der nördlicheren Mitglieds-
verbände zu werten.

Zum Gipfeltreffen in Kopenhagen selbst wurden dann von COPA in einer
Stellungnahme die wesentlichen Standpunkte der europäischen Landwirte zu-
sammengefaßt14: die derzeitigen Probleme der Landwirtschaft sind Bestandteil
einer weltweiten Agrarkrise und die europäischen Landwirte sind deshalb nicht
bereit, ihre Produktion mittels einer Palette von Maßnahmen zu drosseln zu
Gunsten konkurrierender Länder. Die derzeitigen Probleme sind deshalb nur
durch eine kohärente Preispolitik und Sofortmaßnahmen im Öl- und Fettsektor
und im Futtermittelsektor in den Griff zu bekommen.

Der Brüsseler Sondergipfel

Nachdem der Kopenhagener Gipfel ohne Ergebnisse für die Agrarpolitik blieb,
gingen die Bemühungen COPAs weiter, die angestrebten Reformen in ihrem
Sinne zu beeinflussen. Im Zuge der Gipfelvorbereitungen erläuterte der französi-
sche Landwirtschaftsminister Guillaume auf eigenen Wunsch den Mitgliedern
der Präsidien von COPA und COGECA den Vorschlag der französischen Regie-
rung zur Behebung der internationalen Desorganisation im Agrarbereich und er-
hielt die generelle Zustimmung der beiden Gremien. Dieser Vorgang ist seit Be-
stehen der COPA einmalig. Zum ersten Mal hat der Landwirtschaftsminister ei-
nes einzelnen Mitgliedstaates COPA und COGECA um ein Gespräch ersucht
und dabei gleichsam Flankenhilfe für ein im Ministerrat und Europäischen Rat
durchzusetzendes Konzept erbeten. Guillaume hat hier auf seine frühere Mitar-
beit in COPA - er war jahrelang Führer des französischen Bauernverbands
FNSEA - zurückgreifen können.

In einem ersten Kommentar15 zum Abschluß des Brüsseler Sondergipfels wur-
den die Anhebung der Eigenmittel und die Verdopplung der Strukturfonds als
wichtige Voraussetzung für die Ziele der Einheitlichen Europäischen Akte und
der Einführung des Binnenmarkts begrüßt. Ebenso erfreut zeigte sich COPA
darüber, daß der Rat in seiner Erklärung die Notwendigkeit von Maßnahmen auf
internationaler Ebene zur Gewährleistung eines besseren Marktgleichgewichts
anerkannt hat. Kritisiert wird, daß die den europäischen Landwirten auferlegten
Preissenkungen bei Überschreiten der Produktionsschwellen keinesfalls durch
die Maßnahmen im Bereich der Flächenstillegung und die direkten Einkom-
menshilfen aufgewogen werden.

Fazit

Insgesamt hat COPA nicht nur eine Vielzahl von Stellungnahmen und Kommen-
taren produziert, sondern auch versucht, substantielle und konstruktive Beiträge
zu leisten. Angesichts der unterschiedlichen Positionen der nationalen Agrarver-
bände16 ist das ein ähnlich schwieriges Unterfangen wie im Rat der Landwirt-
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schaftsminister. Zusätzliche Probleme waren durch die Erweiterung der Gemein-
schaft aufgetreten. Der Reformdruck auf die Gemeinsame Agrarpolitik scheint
zu einem gewissen Kompromißzwang in der COPA geführt zu haben, bei dem
einzelne Mitgliedsverbände durchaus bis an den Rand des gerade noch vertretba-
ren ihrer ureigenen nationalen Positionen gegangen sind. Obwohl von den
Agrarverbänden nach wie vor das Schwergewicht auf die nationale Ebene gelegt
wird, mißt man dem transnationalen Verbandszusammenschluß insbesondere im
Hinblick auf die bei der Verwirklichung der Einheitlichen Europäischen Akte
vorgesehenen Mehrheitsentscheidungen wieder mehr an Bedeutung zu. Falls es
tatsächlich vermehrt zu Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat kommen sollte,
verliert die nationale Schiene zur Beeinflussung von EG-Entscheidungen an Be-
deutung; dann wird es wichtiger, direkt in Brüssel Einfluß zu nehmen und dann
spielt auch der transnationale Verbandszusammenschluß wieder eine wichtigere
Rolle.

Die Industrie- und Arbeitgeberverbände Europas (UNICE)17

1987 war ein Jahr wichtiger Entwicklungen für UNICE. Die Mitgliederzahl ist
gewachsen, und die Organisation hat einen neuen Namen bekommen. Zur glei-
chen Zeit haben sich durch die Ratifizierung der Einheitlichen Europäischen Ak-
te, deren Ziel es ist, bis zum Jahre 1992 einen gemeinsamen Binnenmarkt zu
schaffen, Gelegenheiten und Herausforderungen für UNICE ergeben. Inwiefern
haben sich diese Entwicklungen auf das Ziel von UNICE ausgewirkt, die Interes-
sen der europäischen Industrie wahrzunehmen und zu fördern?

Organisatorische Entwicklung und Bewertung

Durch den Beitritt des isländischen Industrieverbandes und des isländischen Ar-
beitgeberverbandes im Jahre 1987 besteht UNICE jetzt aus 31 nationalen Mit-
gliedern, von denen 17 aus EG-Ländern stammen, die einen vollen Mitgliedssta-
tus besitzen und 14 aus Ländern, die nicht der EG angehören und assoziierte Mit-
glieder sind und damit bei EG-Angelegenheiten kein Stimmrecht besitzen18.
Durch ihre Mitarbeit in UNICE jedoch werden neue Wege für transnationale ge-
schäftliche Zusammenarbeit geschaffen und Verbindungen zwischen der EG und
der europäischen Freihandelszone EFTA erleichtert. Außerdem wird diesen
Ländern durch ihre Mitarbeit der Weg zur vollen Mitgliedschaft geebnet, falls sie
der Europäischen Gemeinschaft (EG) beitreten wollen.

Da assoziierte Mitglieder bei Angelegenheiten, die nur die EG betreffen, kein
Stimmrecht besitzen, werden im Endeffekt die meisten Entscheidungen nur von
17 UNICE-Mitgliedern getroffen. Außerdem wird dadurch, daß die Ansichten
der Minderheit in Form von Stellungnahmen der eigentlichen Stellungnahme bei-
gelegt werden oder in dieser als Fußnoten erscheinen, die Beschlußfassung von
UNICE verbessert, obwohl die Heterogenität durch die Vollmitgliedschaft von
Portugal und Spanien im Jahre 1986 noch vergrößert wurde.
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Es bleibt dahingestellt, ob diese Art und Weise der Beschlußfassung weniger
effektiv ist als Mehrheitsbeschlüsse, die bei COPA und dem EGB häufiger zur
Anwendung kommen. Im Endeffekt hängt die Frage der Wirksamkeit davon ab,
welcher Natur die abweichenden Stimmen oder Ansichten sind und von der Fä-
higkeit derjenigen, die diese abweichenden Ansichten vertreten, die eigentliche
Stellungnahme zu schwächen oder zu untergraben. Wenn zum Beispiel ein deut-
sches, französisches oder britisches Mitglied eine Minderheitsansicht vertritt und
eine kompromißlose Stellung einnimmt, so kann der mögliche Effekt auf den
Mehrheitsbeschluß wesentlich größer sein als der anderer Mitglieder, wenn diese
sich in einer ähnlichen Minderheitsposition befinden.

Gleichermaßen kann man darüber streiten, ob UNICE weniger progressiv ist
als der Ministerrat, der Mehrheitsbeschlüsse in zentralen Fragen zuläßt19.

Während die Methode der Beschlußfassung bei UNICE sich schrittweise ent-
wickelt hat, und zwar eher unbeabsichtigt, hat UNICE sich ernsthaft bemüht, ihr
Image zu verbessern, indem sie sich 1987 einen neuen Namen gegeben hat20.
UNICE bedeutet jetzt Industrie- und Arbeitgeberverbände Europas. Dadurch,
daß man „Europäische Gemeinschaft" im Titel durch „Europa" ersetzt hat,
kann UNICE ihre Verbindungen zu europäischen und internationalen Institutio-
nen wie OECD, Europarat, EFTA, Nordischer Rat und IAA verbessern. Be-
rücksichtigt man aber, daß UNICE sich hauptsächlich mit EG-Angelegenheiten
befaßt und assoziierte Mitglieder diese nur in begrenztem Maße beeinflussen
können, so erscheint die Namensänderung eher als eine Erfüllung der Forderung
der assoziierten Mitglieder nach „angemessener Anerkennung". Der Ausdruck
„Europa", wie schon früher vom EGB gewählt, ist weitaus zutreffender ange-
sichts der Tatsache, daß UNICE-Mitglieder sowohl aus Ländern der EG als auch
anderen europäischen Ländern stammen.

Weiterhin hat UNICE durch Hinzufügen des Wortes „Arbeitgeber" deutlich
gemacht, daß sie nicht nur ein Sprecher der Industrie ist, sondern auch die Ar-
beitgeber vertritt. Dies sollte als Zeichen dafür gesehen werden, daß UNICE be-
reit ist, einige der Verpflichtungen der nationalen Arbeitgeberverbände auf der
europäischen Ebene zu übernehmen. Der in Gang befindliche soziale Dialog auf
EG-Ebene bietet eine solche Gelegenheit. Somit kann man dies als Signal zu ih-
rer Entschlossenheit ansehen, sich auf den angestrebten Binnenmarkt vorzube-
reiten und sich der damit verbundenen Herausforderung zu stellen. Es besteht
kein Zweifel, daß die Verwirklichung dieses Binnenmarktes bis zum Jahre 1992
eine äußerst wichtige Entwicklung für die Industrie ist, die zumindest mit der
schrittweisen Einführung des vergrößerten Wirtschaftsraums in den 60er Jahren
vergleichbar ist und diese wahrscheinlich sogar noch übertrifft.

Die Bedeutung des Binnenmarktes

UNICE hat in dreifacher Hinsicht auf die Einheitliche Europäische Akte und
den Binnenmarkt reagiert: (a) durch Organisierung einer Informationskampagne
über die Auswirkungen des Binnenmarktes; (b) durch Sicherstellung, daß alle
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EG-Institutionen und insbesondere die Kommission die vereinbarten Ziele des
Binnenmarktes erfüllen; (c) durch Diskussionen mit den Gewerkschaften auf
EG-Ebene, um den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt der Gemein-
schaft zu verbessern.

UNICE muß sich auf die nationalen Mitgliedsverbände, Fachverbände, Verei-
nigungen kleiner und mittlerer Unternehmen sowie Industrie- und Handelskam-
mern verlassen, wenn sie eine effektive Informationskampagne über die Folgen
des Binnenmarktes in Gang setzen will. Jedoch stehen nicht alle Unternehmen
dem Binnenmarkt positiv gegenüber. Ein erheblicher Teil der Unternehmen
sieht entweder ungünstige Folgeerscheinungen voraus aufgrund des größeren
Wettbewerbs oder zögert, auf staatlichen Schutz (staatliche Zuschüsse oder na-
tionale Bevorzugung bei öffentlichen Aufträgen) zu verzichten.

Die Folge ist, so der Präsident von UNICE, Ratjen, daß die Bürger und Unter-
nehmen schlecht über den Binnenmarkt informiert sind und nicht genügend
Druck auf ihre Politiker ausüben, was wiederum zu einer Verzögerung bei der
Schaffung der notwendigen Voraussetzungen für die Verwirklichung des Binnen-
marktes führt21.

Zwei Wege sind erkennbar, die UNICE eingeschlagen hat, um EG-Institutio-
nen dazu anzuhalten, den Binnenmarkt zu verwirklichen: zum einen, die Kom-
missionsvorschläge zur Einführung des Binnenmarktes zu unterstützen, und zum
anderen, die Kommissionsvorschläge zu unterstützen, welche die schrittweise
Einführung und das richtige Funktionieren des Binnenmarktes flankierend be-
gleiten.

Was die Einrichtung des Binnenmarktes betrifft, hat UNICE die folgenden
Vorschläge der Kommission unterstüzt: (a) neue Verfahren zur Angleichung
(mit gegenseitiger Anerkennung von Normen); (b) die Liberalisierung des Trans-
portwesens auf dem Luft-, Land- und Wasserweg; (c) die Liberalisierung von öf-
fentlichen Ausschreibungen (in den Bereichen Transport, Wasser- und Energie-
versorgung sowie Telekommunikation); (d) die Liberalisierung der Versiche-
rungsmärkte (z. B. freies Angebot an Versicherungsleistungen, ausgenommen
Lebensversicherungen); und (e) die Harmonisierung des Steuersystems22.

Einige dieser Vorschläge enthalten potentielle Interessenkonflikte der
UNICE-Mitglieder. Der Versicherungsmarkt und die Harmonisierung des Steu-
ersystems sind besonders umstritten. UNICE muß sich daher darauf beschrän-
ken, allgemeine und generelle Unterstützung auszudrücken und keine speziellen
oder weitreichenden Harmonisierungsziele zu vertreten. Dementsprechend tritt
UNICE für eine ungefähre Angleichung der Mehrwertsteuer und indirekten
Steuern ein und spricht sich für eine Harmonisierung der direkten Besteuerung
von Unternehmen und für eine Reduzierung der direkten Sondersteuern aus, die
von Unternehmen gezahlt werden müssen, d. h. Steuern, die nicht gewinnbezo-
gen sind, wie die Gewerbesteuer in der Bundesrepublik Deutschland. Diese
letztgenannte Maßnahme wird besonders stark vom BDI befürwortet23.
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Es ist interessant festzustellen, daß UNICE als hauptsächlicher Befürworter
für die Einführung des Binnenmarktes sich auch für Liberalisierungsmaßnahmen
ausspricht, die über die Grenzen der EG hinausreichen. Es besteht kein Zweifel
daran, daß der von den assoziierten Mitgliedern ausgeübte Druck einer der
Hauptgründe ist, weshalb sich UNICE für eine weitere Verbesserung des Ver-
hältnisses zwischen der EG und EFTA einsetzt, indem sie die folgenden Ziele
vorschlägt: (a) weiterer Fortschritt in der Beseitigung technischer Handelsbarrie-
ren; (b) die Lösung des Problems der gegenseitigen Anerkennung von Normen
und Standards; (c) weitere Verbesserung und Vereinfachung der Regeln zur Ur-
sprungslandbezeichnung; und (d) die Liberalisierung des Transportwesens24.

Flankierende Maßnahmen für die schrittweise Einführung und Funktionsweise
des Binnenmarktes werden von UNICE als äußerst wichtig angesehen. UNICE
hat deshalb den Ministerrat eindringlich gebeten, die Ausgaben für die Landwirt-
schaft im Rahmen zu halten, um somit (a) mehr Geld für Strukturfonds, für For-
schung und andere in der Einheitlichen Europäischen Akte aufgeführte Ziele
freizusetzen; (b) in Zukunft eine Basis zur besseren Verteilung der zur Verfü-
gung stehenden Mittel der Gemeinschaft zu schaffen und zur Behebung des Bud-
getproblems der EG beizutragen25. UNICE hat sich außerdem für eine Konzen-
tration in der Forschung und Entwicklung sowie für eine Liberalisierung auf dem
Kapitalmarkt ausgesprochen26.

Weiterhin vertritt UNICE die Ansicht, daß die Verwirklichung des Binnen-
marktes bis zum Jahre 1992 und die Anforderungen des internationalen Wettbe-
werbs eine weitreichende Umstrukturierung von Unternehmen in der EG auslö-
sen wird. Da die nationale Kontrolle der Umstrukturierung in den einzelnen
Ländern auf verschiedenen nationalen Kriterien beruht, ist sie nicht mit einem
vollintegrierten Markt zu vereinbaren. Deshalb unterstützt UNICE die Grün-
dung einer Kontrolleinrichtung seitens der Gemeinschaft, um Anträge über den
Zusammenschluß von Firmen zu genehmigen27.

Der soziale Dialog

Zur Verbesserung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts der Ge-
meinschaft hat UNICE 1985 den Vorschlag des Präsidenten der Kommission für
einen sozialen Dialog mit dem Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB) akzep-
tiert, an dem auch CEEP (Centre Europeen de 1'Enterprise Publique - öffent-
liche Unternehmen) teilgenommen hat. Die zweiten und dritten gemeinsamen
Stellungnahmen dieses Dialogs, die sich mit Information, Konsultation und Aus-
bildung sowie Motivation beschäftigten, wurden 1987 veröffentlicht. Andere dis-
kutierte Themen waren Investitionen und die Anpassungsfähigkeit des Arbeits-
markts.

Das Ziel UNICEs ist nicht nur ein besseres Erkennen der ökonomischen Rea-
litäten, die das Sozialversicherungswesen, die Löhne und die Arbeitsbedingun-
gen steuern, sondern auch die Feststellung, daß florierende Unternehmen in bei-
derseitigem Interesse sind. Die Arbeitgeber jedoch halten es weder für möglich
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noch für erstrebenswert, derartige gemeinsame Abkommen auf europäischer
Ebene auszuhandeln oder sich mit EG-Gesetzgebungsangelegenheiten zu befas-
sen. Der soziale Dialog wird vielmehr als ständiges Forum für offene Diskussio-
nen betrachtet, die den Firmen dabei helfen, sich auf die rapiden technologischen
Fortschritte einzustellen, sowie ihre Effektivität und Anpassungsfähigkeit zu ver-
bessern28.

Aus Besorgnis darüber und über protektionistische Tendenzen hat die UNICE
an die Organe der Gemeinschaft und das Weltwirtschaftsgipfeltreffen in Venedig
appelliert. Forderungen waren die Schaffung eines stabilen makroökonomischen
Systems, die Förderung von öffentlichen und privaten Investitionen, der Freihan-
del auf weltweiter Ebene auf der Basis echter Gegenseitigkeit, sowie eine größe-
re internationale Stabilität in wirtschafts- und währungspolitischer Hinsicht29. In
diesem Zusammenhang hat sich UNICE auch gegen die von der Kommission
vorgeschlagene Steuer auf Öle und Fette ausgesprochen. UNICE behauptet, daß
solche Aufschläge die internationalen kommerziellen Unternehmungen der eu-
ropäischen Industrie sehr schädigen und Arbeitsplätze in den exportorientierten
Firmen gefährden30.

Schließlich hat UNICE im Einklang mit dem sozialen Dialog und insbesondere
im Hinblick auf das Europäische Jahr der Umwelt ihre Absicht bekanntgegeben,
sich an der Verantwortung für den Schutz und die Verbesserung der Umwelt zu
beteiligen. UNICE ist der Auffassung, daß die Industrie weitaus mehr am natio-
nalen und internationalen Entscheidungsprozeß beteiligt sein sollte und daß es
unerläßlich ist, ein Gleichgewicht zu schaffen zwischen der Notwendigkeit für
ökonomisches Wachstum und der Notwendigkeit, die Umwelt zu erhalten und zu
verbessern31.

Fazit

Das Bestreben von UNICE, ihre Organisation und die Beschlußfassung zu ver-
bessern und ihre Verbindungen zu EG-Institutionen sowie anderen europäischen
Organisationen zu stärken, um die Interessen der Industrie effektiv zu vertreten,
ist im großen und ganzen erfolgreich verlaufen. Es muß aber noch sehr viel mehr
getan werden, wenn UNICE Autonomie und Autorität gegenüber ihren Mit-
gliedsorganisationen geltend machen will und den Herausforderungen gerecht
werden will, die der Binnenmarkt mit sich bringt.

Der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB)

Das Jahr 1987 sah nur geringfügige organisatorische Änderungen, welche es dem
EGB ermöglichten, seine organisatorische Stärke zu konsolidieren und seine
Aufmerksamkeit der weitaus wichtigsten Aufgabe zu widmen, der Arbeitslosig-
keit, sowie den Herausforderungen und Möglichkeiten, die sich durch die Schaf-
fung des angestrebten Binnenmarktes ergeben werden.
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Zusammenhalt und Entscheidungsfindungsprozeß
Während 1987 hat der EGB seine Mitgliedschaft von 35 nationalen Gewerk-
schaftsbünden aufrechterhalten, die aus 21 westeuropäischen Ländern stammen
und 44 Mio. Arbeitskräfte repräsentieren, was ungefähr 40% der Arbeitnehmer-
schaft der Gemeinschaft entspricht. Zwanzig dieser Bünde stammen aus Ländern
der Europäischen Gemeinschaft, denen rund 36 Mio. organisierte Arbeitskräfte
angehören, und 15 sind Bünde aus Ländern, die nicht der EG angehören und die
etwa acht Mio. Mitglieder haben. Die drei größten nationalen Gewerkschafts-
bünde (der britische TUC, der bundesdeutsche DGB und die italienische CGIL)
vertreten rund die Hälfte der EGB-Mitglieder. Andererseits gibt es neun Ge-
werkschaftsbünde, die weniger als 100 000 Mitglieder haben, von denen zwei nur
10 000 Mitglieder aufweisen.

Die Anzahl der europäischen Fachgewerkschaften, d. h. europäische Organi-
sationen angeschlossener Gewerkschaften, die einem Zweig oder mehreren
Zweigen der Industrie oder Branchen angehören, die vom EGB anerkannt sind,
ist im Jahre 1987 von elf auf zwölf angestiegen durch die Aufnahme des Europä-
ischen Grafischen Verbandes32. Die Gewerkschaften der chemischen und anderer
Industrien (ICEF) sowie die Fachgewerkschaft der Textil-, Bekleidungs- und Le-
derindustrie (CESTHC) gehören dieser besonderen Einrichtung noch nicht an,
die z. B. eine Teilnahme im Exekutivausschuß des EGB (ohne Stimmrecht) und
am EGB-Kongreß (mit Stimmrecht, ausgenommen bei Fragen der Verfassung)
ermöglicht.

Der EGB-Kongreß, der alle drei Jahre stattfindet, faßt seine Beschlüsse durch
Zweidrittelmehrheiten. Beschlüsse des Exekutivausschusses des EGB können
auch durch Zweidrittelmehrheiten gefaßt werden. Im Gegensatz zu dem
20%igen Anteil an einzelnen Mitgliedern und dem etwa 30%igen Anteil an Kon-
greß-Delegierten, scheint der 40%-Anteil der Mitgliedsorganisationen aus den
nicht der EG angehörenden Ländern im Exekutivausschuß recht groß zu sein33.
Die Delegierten aus EG-Ländern besitzen 25 Stimmen (drei weniger als für eine
Zweidrittelmehrheit benötigt werden), was den Delegierten der Länder, die
nicht der EG angehören, theoretisch eine Sperrminorität gibt. Obwohl dies als
eine eingebaute Sicherheitsvorrichtung angesehen werden kann, um die Interes-
sen der Mitgliedsorganisationen der Länder zu schützen, die nicht der EG ange-
hören, so sind in Wirklichkeit noch keine Fälle aufgetreten, bei denen dies zu ir-
gendwelchen Reibungen geführt hat.

In Anbetracht der Verschiedenheit der Gewerkschaftsorganisationen (einheit-
liche gegenüber zersplitterter Struktur oder verschiedenartigen ideologischen
Richtungen) kommt man zu dem Schluß, daß der EGB recht gut funktioniert.
Der EGB scheint sich damit abgefunden zu haben, daß die Expansion ein ver-
hältnismäßig langwieriger Prozeß ist, und ist im Begriff, sich in eine Periode der
Konsolidierung zu begeben, was die organisatorische Seite angeht. Auf welche
Weise ist diese Phase den Zielen und Aktivitäten des EGB zugute gekommen?
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Schwerpunkte und Ziele

Aus der Sicht des EGB war 1987 ein Jahr, in dem die schlechten ökonomischen
Bedingungen angedauert haben; die Zahl der Arbeitslosen ist auf mittlerweile 16
Mio. gestiegen, und die ökonomischen Wachstumsraten sind äußerst niedrig. Je-
doch wird die zurückgehende Inflationsrate vom EGB hinsichtlich einer verbes-
serten Kaufkraft der Arbeitnehmer als sehr hilfreich empfunden. Die höchste
Priorität des EGB für das Jahr 1987 war, wie auch in den vorhergegangenen Jah-
ren, die Arbeitslosigkeit zu verringern, etwa durch eine Reduzierung der Ar-
beitszeit und die Schaffung von Arbeitsplätzen, insbesondere für junge Leute.

Im Sinne dieser Priorität schlägt der EGB eine Reform des Europäischen So-
zialfonds (ESF) vor: eine Erhöhung des Budgets und eine Änderung in der Rich-
tung, daß er ein effektiveres Instrument zur Berufsausbildung sowie zur Eindäm-
mung der langfristigen Arbeitslosigkeit darstellt. Gleichermaßen ist der EGB der
Ansicht, daß beide Seiten der Industrie weitaus mehr an der Reform und Ar-
beitsweise des ESF beteiligt sein sollten34.

Weiterhin hat sich der EGB dafür eingesetzt, daß die Ausgaben für die Struk-
turfonds der EG in den nächsten fünf Jahren verdoppelt werden sollten. Jedoch
sollten diese Verbesserungen zur Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen
beitragen und nicht eine neue Abwanderung zu den wohlhabenden Regionen
einleiten.

Das europäische Sozialprogramm

Der EGB spricht sich für eine koordinierte Wirtschafts- und Beschäftigungsstra-
tegie aus, wie sie in der Einheitlichen Europäischen Akte in Aussicht gestellt
wird, hat aber zwei Bedenken, was die Vollendung des Binnenmarktes betrifft:
er hält es für äußerst wahrscheinlich, daß sich ein starker Konkurrenzkampf ent-
wickeln wird, der zu einer großen ökonomischen und sozialen Unausgeglichen-
heit führen könnte, und daß eine weitreichende „Deregulierung" bestehende so-
ziale Verpflichtungen untergraben wird.

Im Februar 1988 hat der EGB ein europäisches Sozialprogramm als Gegen-
stück zum Weißbuch der Kommission über den Binnenmarkt vorgeschlagen. Der
Binnenmarkt sollte nach Ansicht des EGB neben dem wirtschaftlichen auch ein
soziales Kapitel enthalten, das im Einklang mit den Grundsätzen des wirtschaft-
lichen und sozialen Zusammenhalts vervollständigt werden sollte. Es ist die Ab-
sicht des EGB, die Grundlage für eine soziale Gesetzgebung zu schaffen, welche
grundlegende Prinzipien wie gute Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern, eine Demokratisierung im wirtschaftlichen Bereich sowie sozialen
Schutz und soziale Sicherheit gewährleistet, die besten Sicherheits- und Gesund-
heitsrichtlinien für Arbeitnehmer, Verbraucher und die Umwelt bestimmt und
die Mindestnormen und Verordnungen für Arbeitsgesetze festlegt35.

Der EGB hat auch betont, daß gemeinsame Abkommen mit den Arbeitgebern
über die Rechte des Arbeitnehmers auf Information, Rücksprache und Mitspra-
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ehe bei der Leitung des Unternehmens auf europäischer Ebene getroffen werden
sollten. Alle diese Punkte entsprechen den Prioritäten für ein „Soziales Euro-
pa", wie es von Ernst Breit, dem Präsidenten des DGB und des EGB, der deut-
schen Präsidentschaft des EG-Ministerrates im Dezember 1987 unterbreitet wor-
den ist. Breit brachte die folgenden Themen vor: (a) eine Offensive für mehr Ar-
beitsplätze und qualitatives Wachstum; (b) sozialer Fortschritt in Europa; (c) ein
besserer Schutz des Lebens und der Gesundheit des Arbeitnehmers am Arbeits-
platz; und (d) größere Rechte auf Information, Rücksprache und Mitbestim-
mung36.

Die Einführung der Artikel 118 A bis 130 B der Einheitlichen Europäischen
Akte, welche die Mitgliedstaaten dazu auffordert, einen wirtschaftlichen und so-
zialen Zusammenhalt anzustreben, lag dem EGB besonders am Herzen. Den
Fragen der Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz ist besondere Aufmerk-
samkeit gewidmet worden. In Stellungnahmen hat der EGB eine Reihe von Di-
rektiven erbeten, welche die Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz garan-
tieren, die Verbreitung von gefährlichen Maschinen verbieten und eine ausrei-
chende Ausbildung der Arbeiter sichern37. Gleichermaßen hat der EGB die
grundsätzlichen Rechte der Arbeitnehmer im Bereich der Atomenergiewirt-
schaft festgelegt - eine Reaktion auf das Unglück in Tschernobyl im Jahre 198638.

Ein weiterer Punkt, der mit dem Europäischen Sozialprogramm verbunden ist,
ist eine aktivere, verbraucherfreundliche Politik. Es sind zwei Gründe, die hier
das Interesse des EGB geweckt haben. Erstens repräsentiert der EGB 44 Mio.
Mitglieder, die alle auch Verbraucher sind. Zweitens ist der EGB der Ansicht,
daß die sogenannten Verbraucherorganisationen (wie z. B. die BEUC - Bureau
Europeen des Unions de Consommateurs) nur privilegierte Verbraucher vertre-
ten und andere soziale Gruppen, wie z. B. die Arbeitslosen und die Armen, ver-
nachlässigen.

Der EGB besteht darauf, daß die Verbraucher einen wirklichen Einfluß auf
die europäische Normenangleichung geltend machen können und zwar beson-
ders dann, wenn es sich um Fragen der Gesundheit und Sicherheit dreht. Die
Kaufkraft der Verbraucher sollte verteidigt und gefördert werden, und es sollten
weitere Anstrengungen auf den Gebieten der Information und Aufklärung der
Verbraucher unternommen werden39.

Wie auch in den beiden vorangegangenen Jahren werden viele der dringenden
Belange und politischen Prioritäten des EGB im sozialen Dialog mit UNICE und
CEEP auf EG-Ebene verfolgt.

Der soziale Dialog

Seitens des EGB kann der soziale Dialog dazu beitragen, Sozialprobleme zu min-
dern, wobei dies aber ergänzend geschehen muß und keinesfalls als ein Alibi für
politischen Stillstand benutzt werden darf40. Obwohl aus der Sicht des EGB durch
den sozialen Dialog Fortschritte erzielt worden sind, bleiben die wichtigen Ziele
bisher unerreicht. Zum Beispiel hat der EGB es als einen Fortschritt gewertet,
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daß die drei Dialogpartner beim Gipfeltreffen in Kopenhagen eine gemeinsame
Stellungnahme unterbreiten konnten, die sich für den Delors-Plan aussprach.
Der EGB ist jedoch enttäuscht darüber, daß es keinen Fortschritt darin zu ver-
zeichnen gibt, Elemente des sozialen Dialogs in die Gespräche zwischen Gewerk-
schaften und Arbeitgebern auf nationaler und regionaler Ebene aufzunehmen.
So ist zum Beispiel der EGB in bezug auf den 1987 erreichten gemeinsamen
Standpunkt über die Ausbildung der Ansicht, daß dieser gemeinsame Stand-
punkt benutzt werden muß, um Tarifvereinbarungen in solchen Ländern zu er-
reichen, in denen dieses Verfahren bereits besteht, oder daß er dazu führt, daß
nationale oder europäische Gesetzgebung übernommen wird, da sonst der Ab-
schluß dieses Abkommens vergeblich war. Der EGB-Generalsekretär, Hinter-
scheid, dazu: ,,Es ist illusorisch, einen europäischen ,Sozialraum' nur durch ei-
nen Dialog erzielen zu wollen"41.

Zum Schluß sind eine Anzahl von Anliegen durchaus erwähnenswert, zu de-
nen der EGB Stellung genommen hat. Zum Beispiel hat der EGB in bezug auf
den Vorschlag der Kommission für eine EG-Kontrolle über den Zusammen-
schluß von Unternehmen Vorkehrungen verlangt, die nicht nur die festgesetzten
Rechte der betroffenen Arbeitnehmer garantieren, sondern auch die Arbeitneh-
mer informieren und Rücksprache mit ihnen vorsehen42. Der EGB hat sich auch
dafür eingesetzt, die Rechte der Frauen zu sichern und zu fördern und sich dafür
ausgesprochen, den Antrag der Türkei auf Vollmitgliedschaft in der EG abzuleh-
nen, da die Türkei auch weiterhin demokratische Grundsätze und die Menschen-
rechte verletzt43.

Fazit
Der EGB ist im Begriff, in ein Stadium der organisatorischen Konsolidierung
einzutreten. Er ist in der Lage gewesen, eine Anzahl wichtiger Entscheidungen
zu treffen, von denen das europäische Sozialprogramm von besonderem Interes-
se ist, da es eine dringend notwendige soziale Dimension zur Vollendung das
Binnenmarktes beisteuert. Einige der wichtigen Ziele für den sozialen Dialog
sind jedoch nicht erreicht worden.
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